
Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche sieht im geplanten neuen Heizungsgesetz
eine Chance für einen Neustart bei der „Wärmewende“. Die CDU-Politikerin sagte im Bundes-
tag: „Mit dem Gebäudemodernisierungsgesetz ziehen wir einen Schlussstrich unter eine
Politik des Misstrauens.“

Die Bundesregierung ersetze Heizungszwänge nun durch Technologie-Offenheit. „Wir geben
den Menschen die Freiheit zurück, selbst zu entscheiden, mit welchen Systemen sie ihr Haus
beheizen und wie sie ihr Haus modernisieren wollen.“Bauministerin Verena Hubertz (SPD)
sagte, das Gesetz der Ampel-Regierung habe in der Praxis nicht funktioniert, weshalb ein
neues Konzept nötig sei.
Der Bundestag debattierte zum ersten Mal über die Reform, die umstritten ist. Die schwarz-
rote Koalition will Kernpunkte der von der früheren Ampel-Regierung beschlossenen Rege-
lungen kippen. Auch der Name ist neu: Aus dem Gebäudeenergiegesetz wird das Gebäude-
modernisierungsgesetz. Bekannt ist das Regelwerk allerdings als Heizungsgesetz.
Der Kern des bestehenden Gesetzes soll wegfallen, nämlich die 65-Prozent-Regelung: Diese
sieht vor, dass jede neu eingebaute Heizung mit 65 Prozent erneuerbaren Energien betrieben
werden soll. Neben der Wärmepumpe, einem Fernwärmeanschluss, hybriden Heizungsmo-
dellen und einer Biomasseheizung sollen weiterhin auch neue Gas- und Ölheizungen einge-
baut werden können – Voraussetzung ist, dass diese ab 1. Januar 2029 einen zunehmenden
Anteil CO2-neutraler Brennstoffe wie Biomethan nutzen. Dies soll den Übergang zum klimaf-
reundlichen Heizen ebnen.
Vertreter der Koalitionsfraktionen von Union und SPD warben für den Schritt. CSU-Politiker
Stephan Stracke sagte: „Der Habecksche Heizungshumbug hat endlich ein Ende.“Sozialde-
mokraten verwiesen auf den Mieterschutz bei den neuen Regelungen. So sollen ab 2028 Ver-
mieter die Hälfte der zusätzlichen Nebenkosten zahlen, wenn sie weiterhin auf das Heizen
mit fossilen Brennstoffen setzen.
Aus der Opposition hagelte es Kritik an den Plänen. Grünen-Fraktionschefin Katharina Dröge
warf der Regierung vor, sie ignoriere sowohl die Schwierigkeiten bei der Versorgung mit Öl
und Gas als auch die Klimakrise. Auch die LinkenAbgeordnete Violetta Bock attestierte der
Regierung einen „ideologischen Drang, sich am Gestern festzuhalten“. Die Linke prüft nach
eigenen Angaben eine Klage gegen das Gesetz. Der AfD-Abgeordnete Marc Bernhard sagte,

Ministerin Katherina Reiche plant, den Einbau neuer Gas- und Ölheizungen
wieder zu erlauben. Das kritisiert die Opposition. Klagen könnten folgen.

Weniger Klimaschutz, mehr Wahlfreiheit
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Reiche erzähle „Märchen“: Zur angekündigten Abschaffung des Heizungsgesetzes komme es
nicht.
Unterdessen formiert sich auch bei einer Mehrheit der Länder Widerstand gegen die Reform.
„Der Bundesrat stellt fest, dass der Regierungsentwurf zum Gebäudemodernisierungsgesetz
in die falsche Richtung weist. In der vorgestellten Form verlangsamt er die gerade in
Schwung gekommene Wärmewende und verlängert damit unnötig die Abhängigkeit von fos-
silen Energieimporten“, heißt es in Empfehlungen des Wirtschafts- und des Umweltaus-
schusses des Bundesrats. Die Länderkammer befasst sich damit erstmals an diesem Freitag.
Die bisherige 65-Prozent-Regel im Heizungsgesetz, wonach neu eingebaute Heizungen zu
mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren Energien gespeist werden sollen, sei „ein wichtiger
Schritt auf dem Weg zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung“, betonen die Ausschüsse.
Der Entwurf müsse sicherstellen, „dass das bisherige Anforderungsniveau an neue Heizungs-
anlagen mindestens gehalten“werde, heißt es weiter in der Stellungnahme.
Die Ausschüsse teilen auch nicht die Einschätzung der Regierung, dass für die vorgeschriebe-
nen Beimischungen bei neuen Heizungsanlagen ab 2029 ausreichend Biogas auf dem Markt
verfügbar sein wird. Zudem heißt es, der vorliegende Gesetzentwurf sei „handwerklich man-
gelhaft“und führe zu „übermäßiger Bürokratie“. Welche Änderungen die Koalition nach dem
absehbaren Einspruch des Bundesrats noch vornehmen wird, ist offen.


